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 Vergabenummer HWKOMV-2026-003 

Baumaßnahme   

Bauvorhaben Umstrukturierung, 
Modernisierung im Bestand und 
Teilneubau des 
Bildungszentrums Rostock/  
Los 652 – Bäckerei/ Konditorei 
NEU/ Aktualisiert 

  

Leistung   

Los 652 – Bäckerei/ Konditorei NEU/ Aktualisiert 

 

BESONDERE VERTRAGSBEDINGUNGEN 

 

1 Ausführungsfristen (§ 5 VOB/B) 

1.1 Fristen für Beginn und Vollendung der Leistung (=Ausführungsfristen): 

 Mit der Ausführung ist zu beginnen 

 X  
 

am 15.06.2026 

  
 

spätestens _____ Werktage nach Zugang des Auftragsschreibens. 

  
 

in der _____ KW _____ ,spätestens am letzten Werktag dieser KW. 

  
 

innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang der Aufforderung durch den Auftraggeber (§ 5 Absatz 
2 Satz 2 VOB/B). Die Aufforderung wird Ihnen voraussichtlich bis zum ____________ zugehen; 
Ihr Auskunftsrecht gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 VOB/B bleibt hiervon unberührt. 

  
 

nach der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Frist für den Ausführungsbeginn. 

 Die Leistung ist zu vollenden (abnahmereif fertig zu stellen) 

 X  
 

am 23.10.2026 

  
 

innerhalb von _____ Werktagen nach vorstehend angekreuzter Frist für den Ausführungsbeginn. 

  
 

in der _____ KW _____, spätestens am letzten Werktag dieser KW. 

  
 

in der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Fertigstellungsfrist. 

1.2 Verbindliche Fristen (=Vertragsfristen) gemäß § 5 Absatz 1 VOB/B sind: 

 X 
 

vorstehende Frist für den Ausführungsbeginn 

 X 
 

vorstehende Frist für die Vollendung (abnahmereife Fertigstellung) der Leistung 

 X  
 

folgende als Vertragsfrist vereinbarte Einzelfristen 

   
 

aus dem beigefügten Bauzeitenplan: 

    

  X 
 

Bäckerei: Pos.01.1-01.6: 17.08.2026 - 21.08.2026 
Konditorei: Pos. 01.6: 19.10.2026 - 23.10.2026_______________ 

    

2 Vertragsstrafen (§ 11 VOB/B) 

2.1 Der Auftragnehmer hat bei Überschreitung der unter 1. als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen 
oder der Frist für die Vollendung als Vertragsstrafe für jeden Werktag des Verzugs zu zahlen: 

  
 

____________ € (ohne Umsatzsteuer) 

 X 
 

________0,1____________ Prozent der im Auftragsschreiben genannten Auftragssumme ohne 
Umsatzsteuer; Beträge für angebotene Instandhaltungsleistungen bleiben unberücksichtigt. 
Die Bezugsgröße zur Berechnung der Vertragsstrafe bei der Überschreitung von als 
Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist der Teil dieser Auftragssumme, der den bis zu diesem 
Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht.  

2.2 Die Vertragsstrafe wird auf insgesamt ________5____________ Prozent der im Auftragsschreiben 
genannten Auftragssumme (ohne Umsatzsteuer) begrenzt. Bei der Überschreitung von als 
Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist die Vertragsstrafe auf den in Satz 1 genannten 
Prozentsatz des Teils der Auftragssumme (ohne Umsatzsteuer) begrenzt, der den bis zu diesem 
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Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht. 

2.3 Verwirkte Vertragsstrafen für den Verzug wegen Nichteinhaltung als Vertragsfrist vereinbarter 
Einzelfristen werden auf eine durch den Verzug wegen Nichteinhaltung der Frist für die Vollendung 
der Leistung verwirkte Vertragsstrafe angerechnet. 

  

3 Zahlung (§ 16 VOB/B) 

 Aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung wird die Frist für die 
Schlusszahlung gem. § 16 Absatz 3 Nummer 1 VOB/B und den Eintritt des Verzuges gem. § 16 
Absatz 5 Nummer 3 VOB/B verlängert auf ____________________ Tage. 

  

4 Sicherheitsleistung für die Vertragserfüllung (§ 17 VOB/B) 

 
 

Auf Sicherheit für die Vertragserfüllung wird verzichtet. 

X 
 

Soweit die Auftragssumme mindestens 250.000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für 
die Vertragserfüllung in Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme (inkl. Umsatzsteuer, ohne 
Nachträge) zu leisten. 

  

5 Sicherheitsleistung für Mängelansprüche 

 
 

Auf Sicherheit für die Mängelansprüche wird verzichtet. 

X 
 

Die Sicherheit für Mängelansprüche beträgt drei Prozent der Summe der Abschlagszahlungen zum 
Zeitpunkt der Abnahme (vorläufige Abrechnungssumme). 

  

6 Bürgschaften (§ 17 VOB/B) 

 Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist dafür das jeweils einschlägige Formblatt des 
Auftraggebers zu verwenden, und zwar für 

 - die Vertragserfüllung das Formblatt „Vertragserfüllungsbürgschaft“ 

 - die Mängelansprüche das Formblatt „Mängelansprüchebürgschaft“ 

 - vereinbarte Vorauszahlungen und 
Abschlagszahlungen gem. § 16 Absatz 1 
Nummer 1 Satz 3 VOB/B das Formblatt 

„Abschlagszahlungs-/ Vorauszahlungsbürgschaft“ 

  

7 Technische Spezifikationen 

 Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische Spezifikationen (z.B. nationale Normen, mit denen 
europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Bewertungen, gemeinsame 
technische Spezifikationen, internationale Normen) Bezug genommen wird, werden auch ohne den 
ausdrücklichen Zusatz: “oder gleichwertig”, immer gleichwertige Technische Spezifikationen in 
Bezug genommen. 

  

8 Werbung 

 Werbung auf der Baustelle ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftraggebers zulässig. 

  

9 frei 

  

10 Weitere Besondere Vertragsbedingungen 

10.1. Umlage Baustrom/ Bauwasser/ Bauleistungsversicherung 
Der Auftraggeber überlässt dem Auftragnehmer zur Benutzung oder Mitbenutzung vorhandene 
Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Kosten hierfür und für den tatsächlichen Verbrauch an 
Energie (Baustrom) und Wasser (Bauwasser) trägt der Auftragnehmer. Der Auftraggeber ist 
berechtigt, für diese Kosten pauschal 0,7 % von der geprüften Bruttoschlussrechnungssumme des 
Auftragnehmers abzuziehen. Sofern der Auftragnehmer Abschlagszahlungen fordert, ist der 
Auftraggeber berechtigt, für diese Kosten pauschal 0,7 % von der geprüften Bruttorechnungssumme 
der Abschlagsrechnung abzuziehen. Dem Auftragnehmer verbleibt die Möglichkeit zur Abrechnung 
nach dem tatsächlich entstandenen Aufwand. Die hierfür notwendigen Mess- und Zähleinrichtungen 
hat der Auftragnehmer auf eigene Kosten zu stellen und diese sowie den Verbrauch zu 
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dokumentieren. 
Der Auftraggeber hat für das gesamte Bauvorhaben eine Bauleistungsversicherung mit einer 
Selbstbeteiligung in Höhe von 600,00 EUR abgeschlossen. Der Auftraggeber ist berechtigt, für 
diese Kosten pauschal 0,1 % von der Bruttoschlussrechnungssumme des Auftragnehmers 
abzuziehen. Sofern der Auftragnehmer Abschlagszahlungen fordert, ist der Auftraggeber berechtigt, 
für diese Kosten pauschal 0,1 % von der geprüften Bruttorechnungssumme der Abschlagsrechnung 
abzuziehen. 
 

10.2. Pflicht zur Erstellung/Überarbeitung Baufristenplan durch Auftragnehmer 
Der Auftragnehmer hat einen Baufristenplan als Balkendiagramm über seine 
vertraglichen Leistungen zu erstellen, anhand dessen die Einhaltung der Vertragsfristen 
nachgewiesen und überwacht werden kann. Die Festlegungen der Auftraggeberin z. B. 
zur baufachlichen oder terminlichen Koordinierung mit den übrigen Leistungsbereichen 
sind zu berücksichtigen. 
Bei Änderungen der Vertragsfristen oder bei Abweichungen von sonstigen Festlegungen 
ist der Plan durch den Auftragnehmer unverzüglich und unaufgefordert zu überarbeiten. 
Der Terminplan ist der Auftraggeberin spätestens 12 Werktage nach Auftragserteilung 
bzw. nach Änderungsanlass als PDF-Datei zur Verfügung zu stellen. 
 

10.3. Erklärung zu den Mindestarbeitsbedingungen nach Maßgabe von Branchentarifverträgen 
gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 TVgG M-V 
Mein Unternehmen verpflichtet sich, den Arbeitnehmenden bei der Ausführung der Leistung 
mindestens die Arbeitsbedingungen auf Grundlage der Branchentarifverträge folgender 
Tarifbereiche zu gewähren: 
 

☐ Baugewerbe, § 2 Absatz 1 Nummer 1 MinArbBV M-V, Anhang II Nummer 1 der MinArbBV M-V 

 

☐ Gebäudereinigerhandwerk, § 2 Absatz 1 Nummer 2 MinArbBV M-V, Anhang II Nummer 2 der 

MinArbBV M-V 
 

X Metall- und Elektroindustrie, § 2 Absatz 1 Nummer 3 MinArbBV M-V, Anhang II Nummer 3 der 
MinArbBV M-V 

  

☐ Wach- und Sicherheitsgewerbe, § 2 Absatz 1 Nummer 4 MinArbBV M-V, An-hang II Nummer 4 

der MinArbBV M-V 
 

☐ IT-Dienstleistungen, § 2 Absatz 1 Nummer 5 MinArbBV M-V, Anhang II Nummer 5 der MinArbBV 

M-V 
 

☐ Umweltschutz und Industrieservice, § 2 Absatz 1 Nummer 6 MinArbBV M-V, Anhang II Nummer 6 

der MinArbBV M-V 

 

10.4. Erklärung zum Vergaberechtlichen Mindestlohn gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 
TVgG M-V 
Soweit nach der MinArbV M-V keine Pflichten zur Gewährung Mindestarbeitsbedingungen nach 
Maßgabe von repräsentativen Tarifverträgen oder Branchentarifverträgen bestehen, verpflichtet 
mein Unternehmen sich, den Arbeitnehmenden bei der Ausführung der Leistung einen 
Vergaberechtlichen Mindestlohn von 13,98 Euro (brutto) pro Stunde zu zahlen. 
 

10.5. Erklärung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 TVgG M-V – Nachunternehmen  
Mein Unternehmen verpflichtet sich, Nachunternehmen die für das Unternehmen geltenden 
Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch das/die Nachunternehmen zu 
überwachen.  
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10.6. Verpflichtungen des beauftragten Unternehmens nach dem Tariftreue- und Vergabegesetz 
Mecklenburg-Vorpommern (TVgG M-V) 
  
Soweit das Unternehmen eine Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen im Sinne des § 14 Satz 1 
TVgG M-V abgegeben hat, gelten mit dem Zuschlag folgende Bestimmungen:  
 
- nach Maßgabe von § 15 TVgG M-V (Kontrollen):  
 
Das Unternehmen verpflichtet sich, mit Nachunternehmen folgende Befugnisse und Pflichten zu 
vereinbaren:  
 

• Das Unternehmen hat als prüfende Stelle die Befugnis, Kontrollen bei seinen 
Nachunternehmen durchzuführen, um die Einhaltung der Pflichten zu überprüfen, die nach 
Maßgabe der abgegebenen Erklärung zu Mindestarbeitsbedingungen bestehen.  

 

• Für diese Kontrollen haben die Nachunternehmen vollständige und prüffähige Unterlagen 
bereitzuhalten und auf Verlangen der prüfenden Stelle vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln; auf Befragen haben sie zu den Unterlagen Auskünfte zu erteilen. Dies umfasst 
insbesondere Entgelt- und Meldeunterlagen, Aufzeichnungen und andere 
Geschäftsunterlagen, aus denen Art, Umfang, Dauer und tatsächliche Entlohnung sowie 
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmenden hervorgehen oder abgeleitet werden können. Die 
Nachunternehmen haben personenbezogene Beschäftigtendaten in den Unterlagen zu 
anonymisieren; sie haben die Anonymisierung aufzuheben, soweit die prüfende Stelle 
konkrete Anhaltspunkte für einen Verstoß darlegt. Die Arbeitnehmenden sind von ihren 
Arbeitgebenden auf die Möglichkeit dieser Kontrollen hinzuweisen. 

  

• Die Nachunternehmen treffen den vorstehenden Punkten entsprechende Vereinbarungen 
mit ihren eigenen Nachunternehmen. Sie verpflichten diese, ihrerseits entsprechende 
Vereinbarungen mit Nachunternehmen auf weiteren Stufen der Vertragshierarchie zu 
treffen. Verleiher nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und 
Werkvertragsunter nehmen gelten als Nachunternehmen.  

 
- nach Maßgabe von § 16 TVgG M-V (Sanktionen):  
 

• Für jeden schuldhaften Verstoß gegen Pflichten, die nach der abgegebenen Erklärung zu 
Mindestarbeitsbedingungen bestehen, verwirkt das Unternehmen eine Vertragsstrafe in 
Höhe von __0,1__Prozent des Auftragswertes. Bei mehreren Verstößen darf die Summe 
der Vertragsstrafen _5__Prozent des Auftragswertes erreichen.  

 

• Die schuldhafte Nichterfüllung der nach der abgegebenen Erklärung zu 
Mindestarbeitsbedingungen bestehenden Pflichten durch das Unternehmen berechtigt den 
Auftraggeber zur fristlosen Kündigung.   

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 (Ort, Datum, Unterschrift)1 

 
1 nur erforderlich, wenn diese Eigenerklärung nicht Bestandteil eines unterschriebenen oder elektronischen 
Angebotes ist 
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